Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/238 


Auswärtiges Amt 
507-81,56/1 


Bonn, den 14. Februar 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Kanada und dem Vereinigten Königreich Großbritannien 
und Nordirland über die Durchführung von Manövern 
und anderen Übungen im Raum Soltau-Lüneburg 

Bezug: Entschließungen des Deutschen Bundestages vom 4. Mai 
1961 

— Drucksachen 2146, 2699 der 3. Wahlperiode — 


Der 3. Deutsche Bundestag hat, wie mit Schreiben des Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages an den Herrn Bundes- 
kanzler vom 8. Mai 1961 mitgeteilDwurde, bei der Verabschie- 
dung des Gesetzes zu dem Abkommen zwischen den Parteien 
des Nordatlantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer Trup- 
pen und den Zusatzvereinbarungen vom 3. August 1959 zu die- 
sem Abkommen (Bundesgesetzbl. 1961 11 S. 1183) in seiner Sit- 
zung vom 4. Mai 1961 verschiedene Entschließungen angenom- 
men, die sich mit dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, Kanada und dem Vereinigten Königreich Großbri- 
tannien und Nordirland über die Durchführung von Manövern 
und anderen Übungen im Raume Lüneburg-Soltau befassen. 

I. In einer dieser Entschließungen wird die Bundesregierung 
ersucht, spätestens am 31. Dezember 1961 einen Abschlußbericht 
über die britisch-kanadisch-deutschen Verhandlungen sowie ei- 
nen Bericht über den Stand der innerdeutschen Maßnahmen zu 
geben. 

Die Bundesregierung kann einen Absdilußbericht noch nicht 
vorlegen, da die Besprechungen noch nicht beendet werden 
konnten. 

Die Zusatzvereinbarungen zum NATO-Truppenstatut und da- 
mit auch das Soltau-Lüneburg- Abkommen sind noch |nicht in 
Kraft getreten, da die Zusatzvereinbarungen bisher nur von 
den Vereinigten Staaten von Amerika, von Kanada und von 
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der Französisciien Republik ratifiziert worden sind. Die Ratifi- 
kation durch das Vereinigte Königreidi Großbritannien und 
Nordirland dürfte in Kürze zu erwarten sein, die parlamentarische 
Behandlung der Zusatzvereinbarungen in Belgien und in den 
Niederlanden ist noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung 
hat in der Überzeugung, daß die vorzeitige Anwendung des 
Soltau-Lüneburg-Abkommens Erleichterungen für die Bevölke- 
rung mit sich bringen würde, mit der Britischen und Kanadischen 
Botschaft Besprechungen mit dem Ziele geführt, daß die Bestim- 
mungen des genannten Abkommens soweit wie möglich schon 
im jetzigen Zeitpunkt angewendet werden. Hierüber wurde 
Einvernehmen erzielt. Die Besprechungen werden fortgeführt. 
Sie erstrecken sich auch auf weitergehende Wünsche der deut- 
schen Seite, wie u. a. auf die Einlegung einer Sommerpause für 
sämtliche Übungen, auf eine Ausdehnung der Wochenendruhe, 
auf eine Ausschließung der Ortschaften von Übungen. 

11. Zur Prüfung der Probleme, die sich aus dem Soitau-Lüne- 
burg-Abkommen ergeben, sowie der im Interesse der Bevöl- 
kerung zu treffenden innerstaatlichen Maßnahmen wurde ein 
besonderer „Arbeitskreis Soltau-Lüneburg" gebildet, der sich 
aus Vertretern der Bundesregierung und der zuständigen Stel- 
len des Landes Niedersachsen zusammensetzt. Der Arbeitskreis 
hat zur Beschleunigung der Arbeiten 4 Kommissionen einge- 
setzt, die sich mit dem Straßenbau, der Abgrenzung und Kenn- 
zeichnung der den britischen und kanadischen Truppen zur 
ständigen Benutzung zu überlassenden Flächen, [Maßnahmen 
zur Verhütung bzw. Eindämmung der Erosionhnd Maßnahmen 
zum Schutz bzw. zur Auswertung prähistorischer Fundstätten 
befassen. 

Die Kommission ,, Straßen", die am 12. Mai 1961 in Hannover 
und am 12. September 1961 in Bispingen zusammengetreten ist, 
hat mit Vertretern des Landes Niedersachsen, der betroffenen 
Landkreise und Gemeinden die Frage erörtert, welche Maßnah- 
men an Straßen und Wegen schon jetzt getroffen werden kön- 
nen, um die Lage der Bevölkerung im Gebiet Soltau-Lüneburg 
zu erleichtern. Auf Grund ihrer Empfehlung wurden noch im 
Laufe des Sommers 1961 aus Einzelplan 35 des Bundeshaushalts 
7,1 Mio DM für den panzerfesten Ausbau der Gemeindewege 
Soderstorf - Evendorf, 

Volkwardingen -Behringen und 
Bispingen - Scharrl 

bewilligt. Mit der Durchführung der Maßnahmen wurde die 
Straßenbauverwaltung des Landes Niedersachsen beauftragt. 

Ferner soll bis zum Rechnungsjahr 1965 das von den verbün- 
deten Streitkräften im Raum Soltau-Lüneburg benutzte Straßen- 
netz ausgebaut werden. Der jährliche Aufwand wurde mit 
10 Mio DM veranschlagt. Für das Rechnungsjahr 1962 sind Aus- 
baumaßnahmen im Werte von rd. 12 Mio DM vorgesehen. 
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Die Kommission wird sich weiter mit der Anlage von Umge- 
hungsstraßen (vor allem für Bispingen), der Herausnahme öffent- 
licher Wege aus den sogenannten roten Flächen, der Sicherung 
schienengleicher Bahnübergänge und der panzerfreien Kreuzung 
der Panzerwege mit der Bundesstraße 3 befassen. 

Auch hat sich die Bundesregierung bereit erklärt, zusätzlich 
Straßenreinigungsmaschinen zur Beseitigung verkehrsgefähr- 
dender Verschmutzungen zu beschaffen,- sie hat ferner für die 
Landkreise Lüneburg und Soltau je 1 LS-Feuerwehrbereitschaft 
vorgesehen, die zur Verstärkung der Feuerschutzkraft im Raum 
Soltau-Lüneburg eingesetzt werden sollen. 

Die Kommission zur Abgrenzung und Kennzeichnung der zur 
ständigen Benutzung zu überlassenden Flächen (sogenannte 
rote Flächen) hat am 5. Dezember 1961 unter zeitweiliger 
Teilnahme des in Soltau stationierten britischen Verbindungs- 
offiziers eine Ortsbesichtigung vorgenomnien. Wenn auch nach 
dem Soltau-Lüneburg-Abkommen die britischen und kanadi- 
schen Streitkräfte verpflichtet sind, für bestimmte Übungen 
nur die roten Flächen zu benutzen und dafür die notwendi- 
gen Vorkehrungen zu treffen, so erscheint es Jedoch im Inter- 
esse der anliegenden Eigentümer angebracht, Untersuchungen 
darüber anzustellen, wie diese roten Flächen zweckmäßig ge- 
kennzeichnet werden können. Diese Frage soll nach Beschaffung 
der erforderlichen Katasterunterlagen an Ort und Stelle ge- 
meinsam mit der britischen und kanadischen Seite unter dem 
Gesichtspunkt erörtert werden, daß die Begrenzung der roten 
Flächen auch bei schlechten Sichtverhältnissen, insbesondere 
bei Dunkelheit, erkennbar ist. Die Bundesregierung hat sich 
zu finanzieller Hilfe bereit erklärt. 

Die Kommission für Maßnahmen zur Verhütung bzw. Ein- 
dämmung der Erosion ist damit befaßt, Erkenntnisse auszu- 
werten, die sich gelegentlidi einer Besichtigung im Dumpe-Tal, 
am Schwindebach und in Deimern/Grasengrund ergeben haben. 
Unter Hinzuziehung von Sachverständigen werden Vorschläge 
für die geeigneten Hilfsmaßnahmen ausgearbeitet. Auch auf 
diesem Gebiet wird die Bundesregierung finanzielle Hilfe 
leisten. 

Gleichfalls finanzielle Hilfe leisten wird die Bundesregierung 
auf dem Gebiete der Maßnahmen zum Schutz bzw. zur Aus- 
wertung prähistorischer Fundstätten. Die für diese Fragen ein- 
gesetzte Kommission wird besonders im Hinblick auf die 
innerhalb der roten Flächen belegenen Fundstätten eng mit 
der britischen und kanadischen Seite Zusammenarbeiten müssen. 

Die Entschädigungen für Manöverschäden werden mit größt- 
möglicher Beschleunigung ausgezahlt. Insoweit werden weite- 
re organisatorische Maßnahmen nicht für erforderlich gehalten. 
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Auf dem Gebiete der Straßenschäden erwartet die Bundesre- 
gierung durch den Ausbau des Straßen- und Wegenetzes eine 
wesentliche Verbesserung der Verhältnisse. 

Im Jahre 1961 sind insgesamt 3478 Anträge auf Abgeltung von 
Manöverschäden gestellt. Im gleichen Zeitraum wurden 4946 
Anträge erledigt. Die Vorschläge der Niedersächsischen Landes- 
regierung über Entschädigungsfragen werden zurzeit noch zwi- 
schen ihr und der Bundesregierung erörtert. 

Die Bundesregierung wird über den Stand der deutsch-britisch- 
kanadischen Besprechungen und über innerdeutsche Maßnah- 
men weiter berichten. 


Dr. Schröder 
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